
Resolution des UOKG-Verbändetreffens

Die im Rahmen des UOKG-Verbändetreffens am 31. März und 1. April 2012 in Berlin 
versammelten Vereine und Aufarbeitungsinitiativen verabschiedeten die folgende Resolution: 

Die politischen Häftlinge der SED-Diktatur und die Verfolgten und von schwerem Unrecht 
Betroffenen der kommunistischen Gewaltherrschaft verfolgen mit großer Aufmerksamkeit die 
Untersuchungen, Erkenntnisse und Ergebnisse der Enquete-Kommission des brandenburgischen 
Landtags. Sie ermutigen die Initiatoren aus den drei Oppositionsparteien zur engagierten 
Fortsetzung der Aufklärung und Aufarbeitung der Geschehnisse und Entwicklungen sowie der 
deutlich erkennbaren Defizite nach der friedlichen Revolution von 1989/1990. Sie wenden sich 
gegen alle Versuche, die Arbeit der Kommission und vor allem der berufenen Gutachter zu 
behindern  und die Feststellungen der Unterlassungen und Fehlentwicklungen zu bagatellisieren 
und das SBZ/DDR-Unrecht zu verharmlosen oder schön zu reden.
Besondere Beachtung verdient die ab April 2012 im Schwerpunkt V der Arbeit behandelte 
Thematik der Eigentumstransformation im Bereich der Landwirtschaft und der ländlichen Räume.  
Opfer, Geschädigte und Betroffene und deren Familien erwarten von den Verantwortlichen und von 
den zuständigen Mitwirkenden im Landesparlament:
− Lückenlose Aufklärung der Abläufe in den Bereichen der Konfiskationen und Enteignungen, 

der Zwangskollektivierung und der damit verbundenen Rechtsverletzungen im Land 
Brandenburg;

− Wirksame Maßnahmen der Schadensbegrenzung und Wiedergutmachung im Sinne der von den 
Mitgliedsverbänden zu unterbreitenden bzw. vorliegenden Vorschläge, soweit diese auf 
Landesebene möglich sind;

− Konkrete Initiativen durch Vorschläge für gesetzliche Regelungen auf Bundesebene und deren 
nachhaltige Unterstützung aus dem Land Brandenburg (Beispiel: Entwurf für ein sogen. 
„Bodenreformbereinigungsgesetz“ als Konsequenz u.a. aus der Brandenburger Bodenaffäre);

− Unterstützung durch Vermittlung von Ergebnissen an die Landtage der anderen neuen Länder 
auf der Basis der neuerdings gegebenen Modell-Funktion der Enquete-Kommission.

Nachdem erst mit über 20-jähriger Verspätung in Brandenburg eine Landesbeauftragte für die 
Aufarbeitung der SED-Diktatur berufen wurde, deren Arbeit wir mit Respekt und Anerkennung 
würdigen, und nachdem darüber hinaus die Einsetzung der Enquete-Kommission möglich wurde, 
könnten im kommenden Halbjahr wichtige und folgenreiche Ergebnisse der Aufarbeitung bis hin zu 
möglichen Kurskorrekturen erreicht werden. 
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Deren anschließende Umsetzung fordern wir schon  heute ein, damit im Interesse aller redlichen 
Bürger den Erkenntnissen und den Worten konkrete Taten folgen, auf die die Menschen im Lande 
schon seit langem warten. Die jetzige Chance gilt es zu nutzen, auch mit dem Ziel, die innere 
Einheit in Deutschland weiter voran zu bringen.

Die Union der Opferverbände Kommunistischer Gewaltherrschaft (UOKG) ist der Dachverband von über 30 Vereinen
und Verbänden politisch Verfolgter aus der SBZ und der DDR.


